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Eine öffentliche Urkunde kann in Urschrift oder in einer beglaubigten Abschrift, die hinsichtlich der
Beglaubigung die Erfordernisse einer öffentlichen Urkunde an sich trägt, vorgelegt werden; das Gericht
kann jedoch anordnen, dass der Beweisführer die Urschrift vorlege oder die Tatsachen angebe und
glaubhaft mache, die ihn an der Vorlegung der Urschrift verhindern. Bleibt die Anordnung erfolglos, so
entscheidet das Gericht nach freier Überzeugung, welche Beweiskraft der beglaubigten Abschrift
beizulegen sei.
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